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Artikel I 

Änderung des Maßregelvollzugsgesetzes 
 

Zu Nr. 2. Die vorgeschlagene Neuregelung ist aus Sicht der Praktiker zu 
begrüßen: Der Zuständigkeitsrahmen des MVollzG wird auf den 
Personenkreis der alleinig zu Begutachtungszwecken 
untergebrachten Personen (neben bisher bereits Patienten nach § 
126 a StPO) ausgedehnt. Hierdurch entsteht Rechtssicherheit für 
die Betroffenen und die Bediensteten der Kliniken.  
 

Zu Nr. 3. Die Formulierungen und die inhaltliche Ausgestaltung des § 2 ist in 
vollem Umfang zu begrüßen.  
 

Zu Nr. 4. Zu § 3 Abs.2: Hier fehlt die präzise Bestimmung, wer die Kosten für 
eine Ersatzvornahme  trägt; bzw. ob und  inwieweit der Träger 
aufgrund der Notwendigkeit der Ersatzvornahme  gegenüber dem 
Land in Regressverpflichtung steht.   
zu  § 3 Abs. 3: Satz 1 ist entgegen der Gesetzesbegründung so weit 
formuliert, dass von der Weisung auch die  ärztliche 
Therapiefreiheit betroffen sein könnte. Dem Wortlaut nach hat die 
Fachaufsicht ein generelles Weisungsrecht, auch in 
medizinische/therapeutische Fragen der Klinikleitung.  
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Die Notwendigkeit eines grundsätzlichen Weisungsrechtes der Fachaufsicht ergibt sich aus der 
Tatsache, dass die Maßregelvollzugskliniken  eine öffentliche Aufgabe erfüllen und öffentlich 
legitimierte Gewalt ausüben. Dieses staatlich begründete Handeln bedarf in einem 
demokratisch verfassten Staat der öffentlichen Kontrolle (Art. 20 III GG;  siehe auch Urteil vom 
18.01.2012 - 2 BvR 133/10). Der jetzige Entwurf präzisiert und erweitert in den Absätzen 1 und 
2 noch die Rechte der Fachaufsicht.  In Bezug auf die derzeit im Wortlaut des Entwurfs 
vorhandene Weisungsmöglichkeit der Fachaufsicht in Belange ärztlichen Handelns sollte die 
Präzisierung erfolgen, dass sich das Weisungsrecht der Fachaufsicht explizit nicht auf die 
ärztliche Therapiefreiheit bezieht.  
 

Zu Nr. 6. Die Regelung leider unvollständig. Die Mitsprachemöglichkeit der aufnehmenden Klinik 
respektive eine Verpflichtung von abgebender und aufnehmender Klinik eine einvernehmliche 
Lösung herbeizuführen fehlt. Vorgesehen ist lediglich, dass der Leiter der verlegenden Klinik 
entscheidet (vgl. § 5 Abs.2 des Entwurfes). Es ist nicht geregelt, ob eine prinzipielle 
Aufnahmeverpflichtung für die vom Leiter der abgebenden Einrichtung vorgesehene Klinik 
besteht, des Weiteren ist unklar ob diese Regelung auch für Zuverlegungen von MRV-Kliniken 
außerhalb Hessens gilt. (Zuverlegungen von außerhessischen Einrichtungen bedürfen gem. § 4 
Abs 2 Satz 2 MVollzG HE der Genehmigung der Fachaufsicht) geregelt ist jedoch nicht ob auch 
eine Zustimmung der aufnehmenden Einrichtung erfolgen muss.  
 

Zu Nr. 8. § 5a: Die Regelung ist notwendig. Gut, dass die Patientenfürsprecher nun im Gesetz die 
rechtliche Basis ihres Handelns auch im MRV haben.  
§ 5b: Die Forensikbeiräte sind seit Jahren etablierte Institutionen, durch die Gesetzesnovelle 
erhalten sie nun ihre rechtliche Basis.  
 

Zu Nr. 9. unstreitig 
 
Zu Nr. 10. unstreitig. 
 
Zu Nr.11. § 7a: Aus Sicht der Praxis ist die vorgeschlagene Neuregelung zur Zwangsbehandlung zwingend 

erforderlich. Sie schließt die Lücke, die durch die Außerkraftsetzung der vorbestehenden 
Regelung aufgetreten ist und schafft somit die Grundlage für die Behebung unnötigen Leidens 
für Patienten, denen einerseits aufgrund ihrer Erkrankung die Einsichts- und/oder 
Steuerungsfähigkeit für delinquentes Handeln in Abrede gestellt wird und sie deshalb wegen 
der daraus erwachsenden Gefahr für andere auf unbestimmte Zeit geschlossen untergebracht 
werden, zum anderen aber ihnen dennoch die volle Verantwortung für ihren gesundheitlichen 
Zustand, der Anlass der Unterbringung ist, zugemutet wird. Die vorgeschlagene Neureglung 
entspricht den engen Vorgaben des Bundesverfassungsgerichts, ist in der Praxis handhabbar 
und stellt die Patienten des Maßregelvollzuges in Bezug auf die Behandlung mit den 
Betroffenen in zivilrechtlichen Kontexten gleich.  
§ 7b: Klarstellung der Aufgaben und Rechte der Bediensteten des MRV. Analoge Regelungen 
finden sich im Hessischen Polizeigesetz 

 
Eine Kommentierung zu den Nrn. 12. -36. ist nicht erforderlich 
 
Zu Nr. 37. Der Vorschlag zur Neureglung ist sehr zu begrüßen.  
 
Zu Nr. 41. Insgesamt eine sachgerechte Regelung, allerdings ist festzuhalten, dass § 36 Abs. 2 aus 

ärztlicher Sicht sinnwidrig ist. Die Übernahme von für dem Strafvollzug passenden Regelungen 
stößt hier an ihre Grenzen Ärzte behandeln vollständige Personen und nicht etwa 
Anlasserkrankungen und Nebenerkrankungen. Was aus datenschutzrechtlich juristischer 
Perspektive wünschenswert erscheinen mag führt mit der Forderung der getrennten 
Dokumentation von Anlasserkrankungsbezogenen und nicht anlasserkrankungsbezogenen 
Gesundheitsdaten zu einem erhöhten dokumentationsaufwand und der Gefahr des 
Übersehens von relevanten Gesundheitsämtern, die in der jeweils anderen Akte abgeheftet 
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wurden. Bei elektronischer Speicherung der Daten werden keine physikalisch voneinander 
getrennten Aufbewahrungsorte (einheitliche Datenbank, individualisierte Aufnahmenummer) 
angelegt sondern lediglich getrennte Darstellungen (Masken) abgerufen.   
Insofern ist Abs. 2 aus Praxissicht entbehrlich.   
Weiterhin bestehen Bedenken bezüglich der gegenüber der verkürzten Aufbewahrungszeit der 
„Personalakte“ (Krankenakte der Anlasserkrankung) und der „Gesundheitsakte“ (Krankenakte 
für nicht-Anlasserkrankungen). Hier sollte für alle Aktenanteile eine einheitliche 
Aufbewahrungsfrist von 30 Jahren gelten. 

 
 
 
 
Mit freundlichen Grüßen 
 
 
 
 
 
Walter M. Schmidbauer 
Ärztlicher Direktor 
 
Vitos Klinik für forensische Psychiatrie Eltville 
Vitos Klinik für forensische Psychiatrie Riedstadt 
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Landesverband Hessen der Angehörigen psychisch Kranker e.V. 
Vorsitzender: Manfred Desch,  

Geschäftsstelle: c/o Edith Mayer, Am Grenzgraben 4, 63067 Offenbach  
 

Offenbach, 21.02.2015 

An den Hessischen Landtag 
Die Vorsitzende des Sozial- und Integrationspol. Ausschusses 
Schlossplatz 1-3 
65183 Wiesbaden 
 
Stellungnahme zum Gesetzentwurf der Landesregierung für ein Zweites Gesetz zur Änderung des 
Maßregelvollzugsgesetzes vom 04.12. 2015 – Drucks. 19/1195. 
 

VORBEMERKUNG: 
Die hessischen Angehörigen psychisch kranker Menschen erwarten, dass die UN BRK für alle psychisch kranken 
Menschen gilt, unabhängig vom Schweregrad ihrer Erkrankung und der Art ihrer Unterbringung. Ihr Recht auf  
fachgerechte Behandlung, Selbstbestimmung, gleichberechtigte Teilhabe am gesellschaftlichen Leben und der 
Versorgung mit Wohnraum darf nicht eingeschränkt werden. 
Wir begrüßen daher ausdrücklich die weitgehende Umsetzung der Vorgaben der UN BRK sowie die 
Berücksichtigung der Vorgaben des BGH und deren Umsetzung im neuen Betreuungsrecht. 
Dennoch sehen wir weiteren Änderungsbedarf im vorliegenden Gesetzesentwurf vom 04.12.2014. Wir halten 
eine genauere Regelung der Deeskalationsmaßnahmen bei drohender Gewalt sowie der Anwendung der 
Fixierung für unbedingt notwendig.  
In Regionen mit guter ambulanter und bei Bedarf aufsuchender medizinischer und psychosozialer Versorgung 
psychisch kranker Menschen gehen die Zahlen der Noteinweisungen erheblich zurück. Wir schließen wir uns 
daher der Auffassung vieler hessischer Fachleute vorbehaltlos an, dass der Ausbau des ambulanten Behandlungs- 
und Versorgungssystems fortgesetzt wird. 
Ebenso halten wir die Berufung von Besuchskommissionen, die es schon in vielen anderen Bundesländern gibt 
und die im Gegensatz zu einer früheren Version des Entwurfs  in dem  hier vorliegenden keine Erwähnung mehr 
findet, für unverzichtbar. (Hier ist der vorliegende Entwurf hinter den Diskussionsstand des Entwurfs von 2013 
zurückgefallen.) Angesichts der Möglichkeiten von Eingriffen in die Grundrechte wie u.a. die Zwangsbehandlung 
ist eine effektive externe Kontroll- und Beschwerdeinstanz erforderlich. Diese sollte auch für die 
betreuungsrechtliche Unterbringung nach § 1906 sowie auch für alle anderen psychiatrischen Einrichtungen –
ambulant oder stationär – zuständig sein. 
UNSERE ÄNDERUNGSVORSCHLÄGE IM EINZELNEN: 
Nr. 3, §2, Buchstabe b:   …verpflichtet, forensische Ambulanzen zu betreiben, um Präventions- und 
Nachsorgemaßnahmen zu vermitteln… 
Nr. 8, § 5a:  Die Bestellung eines Patientenfürsprechers stellt keine ausreichende Beschwerdemöglichkeit dar, 
insbesondere wenn die Einrichtung ein Einspruchsrecht bei der Bestellung hat und der Betreffende nur über eine 
eingeschränkte Möglichkeit hat, gesicherte Auskünfte zu erhalten. - Wir fordern daher als wirksame Kontroll- und 
Beschwerdeinstanz die Berufung von Besuchskommissionen und deren finanzielle und inhaltliche  
Sicherstellung im Gesetzestext. 
Nr. 10, § 7, (1): Wir bitten zu ergänzen: Dies gilt auch für den Heimbereich.   
Nr. 11, § 7a (2), Satz 2:   Satz 2 soll durch eine genaue Regelung der Durchführung einer Fixierung ergänzt 
werden. Erforderlich ist eine Regelung des Deeskalationsverfahrens sowie die Anordnung einer Sitzwache 
während des gesamten Verlaufs der Maßnahme. Wegen erheblicher gesundheitlicher Gefahren (Atemdepression, 
Einatmen von Erbrochenem, Thrombose u.a.) ist Letzteres unverzichtbar. 
Nr. 21, § 17:   Es fehlt eine Regelung für Besuche von Angehörigen und Freunden. Ablehnungen müssen 
besonders genau begründet und dokumentiert werden. 
Mit freundlichen Grüßen 

     
Manfred Desch     Edith Mayer 
Vorsitzender     Stellvertretende Vorsitzende 
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Facharzt für Psychiatrie und Psychotherapie 
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                                             Eschwege, den 22.02.2015
  
 
 

  
 
Hessischer Landtag 
 
Postfach 3240 
 
65022 Wiesbaden 
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Anhörung zu dem Gesetzentwurf der Landesregierung für ein Zweites Gesetz zur Än-

derung des Maßregelvollzugsgesetz – Drucksache 19/1195 -; schriftlich und mündlich 

 

Sehr geehrte Damen und Herren, 

haben Sie vielen Dank für die Einladung zur Anhörung. Es ist gut, dass die Landesregierung 

sich entschlossen hat, den Maßregelvollzug für sich allein zu novellieren und damit die öf-

fentlich-rechtlichen Unterbringungs – und Hilfemaßnahmen getrennt in einem eigenen Gesetz 

zu formulieren. 

Um das Behandlungs – bzw. Vollzugsziel zu erreichen, also um den Untergebrachten entlas-

sungsfähig zu machen, darf der Gesetzgeber Eingriffe gegen das Selbstbestimmungsrecht und 

die körperliche Unversehrtheit , die beide im § 2 des GG garantiert sind, zulassen. 

Als rechtfertigender Grund kommt allerdings nicht der gebotene Schutz Dritter vor den Straf-

taten in Betracht. Zur Rechtfertigung des Eingriffes kann aber das grundrechtlich geschützte 

Freiheitsinteresse des Untergebrachten selbst (Art. 2 Abs. 2 Satz 2 GG) geeignet sein, sofern 

der Untergebrachte zur Wahrnehmung dieses Interesses infolge krankheitsbedingter Ein-

sichtsunfähigkeit nicht in der Lage ist. Der Gesetzgeber ist also unter engen Voraussetzungen 

berechtigt gegen den natürlichen Willen Behandlungsmaßnahmen zu ermöglichen, wenn die-
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ser zur Einsicht in die Schwere seiner Erkrankung und die Notwendigkeit von Behandlungs-

maßnahmen oder zum Handeln gemäß solcher Einsicht krankheitsbedingt nicht fähig ist. 

Krankheitsbedingte Einsichtsunfähigkeit hindert den Betroffenen, seine grundrechtlichen Be-

lange insoweit wahrzunehmen, als es um die Wiedererlangung der Freiheit geht. Zwangs-

maßnahmen dürfen allerdings nur als letztes Mittel eingesetzt werden, wenn mildere Mittel 

keinen Erfolg versprechen. D.h. eine weniger eingreifende Behandlung muss aussichtslos 

sein. Der hierfür erforderliche Zeitaufwand und ohne Ausübung unzulässigen Druckes unter-

nommene Versuch muss vorausgegangen sein, seine auf Vertrauen gegründete Zustimmung 

zu erreichen.   

Im § 7a, Abs. 3 sind zwar Zwangsmaßnahmen zu dokumentieren. Es fehlt aber ein Absatz zur 

Dokumentationspflicht einer weniger eingreifenden Intervention, um die Kooperationsbereit-

schaft des Untergebrachten zu erlangen. Die Dokumentationspflicht der Zwangsbehandlung 

sollte die Auswahl der anzuwendenden Maßnahme und die Auswahl der Medikamente kon-

kret nach Dauer und Dosierung mit den dazu begleitenden Kontrollen umfassen. Verhältnis 

und Nutzen sollten dokumentarisch festgelegt sein, besonders bei einem nicht zu vernachläs-

sigbarem Restrisiko. 

Im § 7a, Abs. 4, wird von der vorherigen Genehmigung der Fachaufsicht nach einer Anord-

nung nach Abs. 2 geredet und erst dann kann eine gerichtliche Entscheidung herbeigeführt 

werden. Wirklicher Rechtsschutz ist, wenn einer von außen darauf schaut und nicht der Chef 

von innen. Das Gebot des effektiven Rechtsschutzes wird hier ausgehebelt. Die Anstaltslei-

tung genehmigt, dann erst darf sich der Untergebrachte wehren? Daher erst rechtlich geneh-

migen und dann erlassen. 

Die Pflicht zu vorheriger Ankündigung der Maßnahme, die effektiven Rechtsschutz ex ante 

ermöglichen soll, macht eine Dokumentation zur Sicherung der Effektivität des Rechtsschut-

zes, den der Betroffenen erst später, auch etwa in Haftungsangelegenheiten, sucht, nicht ent-

behrlich. Unabhängig von der Garantie effektiven Rechtsschutzes ist die Dokumentation auch 

zur Sicherung der Verhältnismäßigkeit des Eingriffes geboten. Die gesetzlichen Vorausset-

zungen für eine Zwangsbehandlung müssen hinreichend klar und bestimmt geregelt werden. 

(Marschner, 2012, Zwangsbehandlung in der forensischen Psychiatrie, In H.S., Hrsg., Der 

Maßregelvollzug, S. 158-165, Lengerich: Pabst.) 

Der Novellierungsentwurf weist leider noch weitere Schwächen auf, wobei gesetzliche Vor-

gaben insbesondere zum Behindertenrecht nicht berücksichtigt wurden. Unstrittig dürfte sein, 
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dass die meisten Untergebrachten im Maßregelvollzug auch als Behinderte zu gelten haben. 

Sie sind ja gerade deswegen in den Maßregelvollzug gekommen, weil sie aus Krankheits-

gründen ihre Teilhabe an der Gesellschaft nicht wahrnehmen konnten. Die lange Unterbrin-

gung im Maßregelvollzug tut ihr Übriges. Umso unverständlicher wirkt die Aussage des Ge-

setzesentwurfes in der Einführung unter dem Absatz G.: „Besondere Auswirkung auf behin-

derte Menschen: Keine“ 

Sie wirkt geradezu kontraproduktiv, obwohl die Bundesregierung wie auch in der Folge die 

hessische Landesregierung die UN-Behindertenrechtskonvention nicht nur ratifiziert sondern 

auch ins politische Programm mit übernommen hat. So fehlt im vorliegenden Gesetzentwurf 

deutliche Aussagen über das Patientenrecht, „in einer so wenig restriktiven Umgebung bzw. 

mit so wenig restriktiven Methoden behandelt zu werden wie dies…angemessen und möglich 

ist,“ auch im Hinblick auf die Sicherheit von Anderen (Grundsatz 9 der Prinzipien zum 

Schutz von Personen mit psychischen Erkrankungen der UN). Ein Patient soll möglichst „in 

der Gemeinschaft in der er lebt, behandelt und gepflegt werden“ (Grundsatz 7). Maßstab da-

her ist die „beste verfügbare psychiatrische-psychotherapeutische Versorgung, die Bestandteil 

des Systems zur gesundheitlichen und sozialen Versorgung sein soll“ (Grundsatz 1). „Die 

Psychiatrie und Psychotherapie ist eine medizinische Disziplin, die die Bereitstellung der bes-

ten Behandlungsmethoden für psychische Störungen, die Rehabilitation psychisch kranker 

Menschen und die Förderung der psychischen Gesundheit zu ihren Aufgaben zählt“(Madrider 

Erklärung). „Diskriminierung aufgrund von Behinderung“, bedeutet nach Art. 2 UN_BRK, 

umfasst alle Formen der Diskriminierung einschließlich der Versagung angemessener Vor-

kehrungen, um gleichberechtigt mit anderen alle Menschenrechte und Grundfreiheiten genie-

ßen oder ausüben zu können (Art. 2 UN-BRK). 

Deshalb ist der § 7, Ärztliche Behandlung, viel zu allgemein und muss konkreter gefasst wer-

den. Auch der § 8 muss konkret beschreiben, welche psychiatrischen Hilfen der offene Voll-

zug beinhalten kann. In den §§7,8 sind alle psychiatrischen Hilfen aufzuführen, die eine mo-

derne Psychiatrie und Psychotherapie kurativ wie rehabilitativ heute vorhält. Dazu gehört 

nicht nur die forensisch-psychiatrische Institutsambulanz, sondern auch die Angebote der Re-

gelversorgung Psychiatrie und Psychotherapie. Ziel muss also sein, über die Regelversorgung 

wieder zur Teilhabe an die allgemein gesellschaftlichen Angebote heranzuführen.  

Hierzu gehört also die Nutzung möglicher mobiler Kriseninterventionsteams, das Home-

Treatment, der Einbezug von Behandlungsvereinbarungen und Patientenverfügungen, der 
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Einsatz von Psychiatrieerfahrenen, ständiger telefonischer Kontakt, auch über Internet, um 

mit dem Patienten das Vorgehen abzustimmen, auch die Nutzung von stationären Alternati-

ven wie: Crisis-Family, Gastfamilie, Krisenpension, wie die Nutzung einer eigenen Wohnung 

(Immobilientherapie) zum Aufbau einer eigenen oder bewusst zu erweiternden Haushaltsge-

meinschaft. Wenn es schwierig wird für Patienten des Maßregelvollzugs geeignete Wohnun-

gen und Arbeit bei Trägern der Eingliederungshilfe zu finden, sollte es Mitarbeitern des Maß-

regelvollzugs erlaubt werden, einen Verein zu gründen, der diese Aufgabe übernimmt. (z.B. 

Probewohnen zunächst über das Budget des Maßregelvollzugs finanziert, danach über die 

Eingliederungshilfe. 

Eine Wohnung alleine reicht aber häufig nicht aus. Jeder Mensch will gebraucht werden, 

notwendig sein. Im Zuge von supported employment, Arbeitsassistenz sind Arbeitsplätze auf 

den 1. Arbeitsmarkt anzustreben, auch Zuverdienst Möglichkeiten zu schaffen als sog. Nor-

malisierungs-Beschleuniger sowohl was Verhalten und Erleben betrifft, aber auch und gerade 

Inklusion. 

Ohne Gespräch mit der einen oder der anderen Seite, ohne Kontakt zum Lebensfeld, das 

durch den Maßregelvollzug verlassen werden musste, wir der Prozess der Aufarbeitung als 

Grundlage für den weiteren Verlauf, das Vollzugsziel, nicht besser. Die Aufgabe des psychi-

atrisch-psychotherapeutisch Tätigen ist, dieses Gespräch mit der einen wie mit der anderen 

Seite zu suchen als Zuhörer, als Dolmetscher, als Brückenbauer oder als Trauer- und Ab-

schiedsbegleiter. Das Zustandekommen eines Kontaktes, wenn auch in vielen Fällen erst über 

den Therapeuten möglich, ist sofort nach der Aufnahme durchzuführen und unerlässlich, da er 

sich gewaltprophylaktisch auswirkt und die Behandlung durch reale Perspektiven erleichtert 

und verkürzt wird. 

So ist auch sofort eine Arbeit und Tätigkeit außerhalb der Maßregelvollzugseinrichtung anzu-

streben, wenn Lockerungen angesagt sind. Nicht in irgendwelchen Behindertenwerkstätten, 

sondern    auf den 1. Arbeitsmarkt über Arbeitsassistenz. Es geht dabei nicht um 100% Leis-

tungserfüllung, sondern um Teilhabe an Arbeit. Die Finanzierung muss nach Ablauf der Pro-

bezeit über persönliche Budgets geregelt werden. 

Bei der Resozialisierung der Maßregelvollzugspatienten hat sich das Prinzip „first place, then 

train“ bewährt und nicht ein noch so gestaltetes, gestuftes Programm. Auch 

Prognosegutachten sind viel zu Irrtums anfällig unter geschlossenen Bedingungen. Durch 

soziomilieutherapeutische Maßnahmen, die hohes Rehabilitationspotential haben (Urlaube), 
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kommt man zu sicheren gutachterlichen Aussagen. Insgesamt bleibt häufig auch unter den 

Aspekt der Verhältnismäßigkeit  nichts anderes übrig, als eine Entlassung auszuprobieren. 

D.h.: Beim Übergang vom stationären in den ambulanten Bereich muss genügend Personal 

flankierend als Begleitung vorhanden sein, damit dieser Übergang verlässlich geschieht. Des-

halb braucht der Maßregelvollzug Bewährungs- und Erprobungsräume außerhalb der Station 

Wohnung, Arbeit, Freizeit neben einer Assistenz im Alltag mit ärztlich-medizinischer Ver-

sorgung sind insgesamt der sichernde Rahmen, der die Rückfälle im Maßregelvollzug klein-

hält. (Soziale Empfangsräume). 

Der Maßregelvollzug steht in der Gefahr eine totale Institution zu werden, dies ist mit vielen 

Nachteilen für den einzelnen verbunden. Institutionen neigen nicht dazu, zu differenzieren, zu 

individualisieren, auf Persönliches einzugehen. Das Bundesverfassungsgericht beklagt Be-

triebs- und Schreibtischroutinen  und fordert qua notwendiger Verhältnismäßigkeit Engage-

ment. Als Mitarbeiter einer totalen Institution kann ich nach Jahren nicht mehr klar das Voll-

zugsziel erkennen (Betriebsblindheit). Durch Jobrotation, Wechsel zwischen forensischer 

Ambulanz und Station oder ähnliche Maßnahmen kann ich der strukturellen Gewalt vorbeu-

gen. Auch durch den Einsatz von Peers und Ex-Patienten im Maßregelvollzug wird ein positi-

ves Bild entworfen, es gibt ein Leben nach dem Maßregelvollzug. Den Mitarbeitern einer 

abgeschlossenen Einrichtung bleibt dies meist verborgen. 

Aus dem Gesagten ergibt sich zwangsläufig, dass die Landesregierung die Novellierung des 

Maßregelvollzuggesetzes verschenkt, wenn Sie hier nicht in den §§ 7,8 entscheidend konkre-

ter wird. 

Weitere kleinere Verbesserungsvorschläge. 

In § 3, Abs. 3 sollte deutlich gemacht werden, dass das Weisungsrecht sich nicht auf fachlich, 

ärztlich begründete Entscheidungen ausdehnen kann. 

§ 7a, Abs. 2, Satz 3 kann leicht missverstanden werden. Zwangsmaßnahmen zur Widerher-

stellung der Freiheit anzuordnen, kann auch unausgesprochen bedeuten, erkenne die Hierar-

chisierung deiner Umwelt an, sei nur anpassungsfähig, sei die unauffällige Auffälligkeit. Ab-

gesehen, dass solche Persönlichkeitsmerkmale ebenfalls pathologisch sein können, ist der 

Begriff Freiheit all zu unbestimmt, um daraus Zwang zu entwickeln. Im Namen der Freiheit 

können auch Gräueltaten   durchgeführt werden. 

Martin von Hagen 
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Betr. Stellungnahme des Betriebsrats der Vitos Riedstadt gemeinnützige 
GmbH zum zweiten Gesetz zur Änderung des Maßregelvollzugsgesetzes 
(Landtagsdrucksache 19/1195) 
 
 
Sehr geehrte Damen und Herren, 
 
wir möchten gerne die Möglichkeit nutzen, um zum o. g. Gesetzentwurf 
Stellung von Seite des Betriebsrats Stellung zu nehmen. 
 
Zu 11. Ausdrücklich begrüßen wir die Regelung zu Zwangsmaßnahmen 
auf dem Gebiet der Gesundheitsfürsorge. Die vorgesehene Regelung 
schafft nun eine verfassungskonforme Grundlage, um schwerkranken 
Patienten die dringend notwendige Behandlung zukommen zu lassen. 
Die derzeitige Situation ist für die Beschäftigten sehr schwierig und mit 
dem Berufsethos, die Patienten im Umgang mit ihrer Erkrankung zu 
unterstützen und das Leiden so gering wie möglich zu halten, nicht zu 
vereinbaren. 
Die Patienten müssen zum Schutz der Beschäftigten und Mitpatienten in 
der Beruhigungszelle (gesicherte Einzelunterbringung) untergebracht 
werden, in der sie dann ihren z. T. sehr quälenden Krankheitssymptomen, 
ausgeliefert sind. Sie bewerfen Beschäftigte mit Kot, verschütten Urin, 
sind extrem gewalttätig, beschimpfen und bedrohen ihr Umfeld massiv. 
Sie sind sehr laut und schreien ununterbrochen und z. T. Tage und 
Nächte hindurch, was für die Beschäftigten und auch Mitpatienten eine 
unzumutbare Belastung darstellt. Zum besseren Verständnis zur Situation 
haben wir in der Anlage ein Beispiel verschriftlicht. 
Aus diesen o. g. Gründen sind die vorgeschlagenen Regelungen aus 
unserer Sicht gut geeignet dieser Situation entgegen zu wirken.  
 
Die Aufnahme der jetzt schon über das HSOG geltenden Regelung zur 
Anwendung unmittelbaren Zwangs durch Bedienstete der 
Maßregelvollzugseinrichtungen in das MVollzG schafft den Beschäftigten 
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Rechtssicherheit und hilft, die nach der Rechtsformänderung in Teilen der Beschäftigten 
vorhandene Verunsicherung abzubauen. 
 
Wichtig ist uns auch, darauf hinzuweisen, dass wir uns eine gesetzliche Regelung in ähnlicher 
Form für den allgemein Psychiatrischen Bereich wünschen. Auch hier hat das Urteil des 
Bundesverfassungsgerichts vom 23. März 2011 zu Zwangsbehandlungen erhebliche Auswirkungen 
für die Beschäftigten. Die Gewaltsituationen haben seit dieser Zeit eklatant zugenommen, so dass 
die Beschäftigten oft um Leib und Leben fürchten müssen. 
 
Abschließend möchten wir feststellen, dass der vorgelegte Gesetzentwurf von uns als Betriebsrat 
der Vitos Riedstadt gGmbH als notwendig erachtet wird und wir eine Gesetzesänderung sehr 
befürworten. 
 
 
 
 
Mit freundlichen Grüßen 
 
 
Michael Todisco 
Betriebsratsvorsitzender 
 
 
 
Anlage: Schilderung eines positiven Verhandlungsverlaufs nach erfolgter Zwangsmedikation eines 
Patienten 
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Anlage zur Stellungnahme des Betriebsrats 
 
Schilderung eines positiven Behandlungsverlaufs nach erfolgter Zwangsmedikation 
 
Patient X kam als Verlegung auf die hochgesicherte Station aus Gießen zu uns. 
Berichtet wurde, dass er dort gut integriert und angepasst war, bis er sich entschloss, keine 
Medikamente mehr einzunehmen. 
Er dekompensierte zunehmend, wurde verbal aggressiv und wirr.  
Auf unserer Station bestätigte sich dies. Es war kaum möglich, ein Gespräch mit ihm zu führen, da er 
sofort mit Beleidigungen und Beschimpfungen reagierte und sich generell ablehnend verhielt. 
Er verwahrloste, legte keinen Wert mehr auf Sauberkeit seines Zimmers oder seiner eigenen Person. 
Er vermüllte sein Zimmer, stapelte schmutziges Geschirr und Lebensmittel und war nicht bereit, 
dieses herauszugeben. Die Reinigung seines Zimmers war nur möglich, wenn der Patient unter 
erhöhter Personalpräsenz in Fesselung zum Duschen begleitet wurde, was er nur sehr widerwillig 
über sich ergehen ließ. 
Bei nahezu jedem Kontakt wurde er ausfällig und beschuldigte uns als „Nazis“, verglich seinen 
Aufenthalt mit einem KZ und schrie lautstark „Heil Hitler“. Er führte regelmäßig lautstarke 
Selbstgespräche, auch nachts. Es war nicht möglich, ihn außer zum Duschen aus dem Zimmer zu 
holen, da er es ablehnte, die Fesselung dafür anzulegen. Außerdem hatte er eh kein Interesse, 
irgendjemanden aus der Patientengruppe zu sehen, denn das waren alles „hirnamputierte Idioten“ 
oder ähnliches. Wenn bei Kontaktaufnahme vom Pflegepersonal ein Patient an seiner Tür vorbei lief, 
wurde dieser wüst beschimpft und vertrieben. Die Patienten, die ihn aus Gießen kannten, waren über 
seinen Zustand irritiert, kannten sie ihn doch als sehr ruhigen, freundlichen und angenehmen 
Menschen, mit dem man sich gut unterhalten konnte. 
Herr X begann nach einiger Zeit, Nahrung und Getränke nur noch sporadisch anzunehmen und warf 
dem Pflegepersonal das Essen oft entgegen. Auch sein Zimmer verunstaltete er mit seinen 
Mahlzeiten, warf es an die Wände und die Decke oder verteilte es auf dem Boden. Er magerte 
sichtlich ab und sah zunehmend schlechter aus. Zur Überwachung per Kamera wurde er eine Zeit 
lang in die B-Zelle (Beruhigungszelle) verbracht, um festzustellen, ob er aß oder trank. Dies wurde als 
deutlich ungenügend bewertet. 
Er erhielt regelmäßig Besuch von seiner Schwester, die sichtlich schockiert und besorgt war. Da er 
nicht in der Lage war, das Besucherzimmer aufzusuchen, wurde der Kontakt mit der Schwester vor 
seiner Zimmertür gestattet. Auch auf sie reagierte er aggressiv und brach den Besuch oft schon nach 
wenigen Minuten ab. 
Aufgrund seines besorgniserregenden Zustandes wurde die Zwangsmedikation mit Erfolg beantragt. 
Hr. X erhielt daraufhin eine regelmäßige Depot-Medikation. 
 
Nach einer Weile wurden die Kontakte zu ihm plötzlich länger möglich und er konnte sich auf kurze 
Gespräche einlassen. Manchmal erzählte er auch Dinge aus seinem Leben oder berichtete von 
Büchern, die er mal gelesen hat. Dabei zeigte er sich zunehmend schwingungsfähiger und 
entspannter, machte kleine Scherze und konnte auch mal lachen. Die Beleidigungen und 
Beschimpfungen ließen deutlich nach und die Sauberkeit in seinem Zimmer wurde besser. Die 
Kontakte zu seiner Schwester verliefen immer positiver und bald schon freute er sich sogar darauf. 
Es war dann auch möglich, ihn aus dem Zimmer zu holen, sodass er im Atrium frische Luft schnappen 
konnte. Dabei suchte er den Kontakt und das Gespräch mit Pflegerischen Mitarbeitern, schien dies 
auch zu genießen. Er aß und trank wieder normal und gab sein Geschirr heraus. Bald schon konnte er 
in die Gemeinschaft mit anderen Patienten geholt werden, was sehr gut klappte. Er verhielt sich 
adäquat und angepasst.  
Herrn X konnte in ein möbliertes Zimmer umziehen, was er äußerst sauber hielt. Er ließ sich auf 
therapeutische Gespräche ein, begann seine Erkrankung zu realisieren und zu bearbeiten, zeigte sich 
bei der Medikamenteneinnahme compliant. Bald schon konnte ihm gestattet werden, im Park in 
Begleitung spazieren zu gehen. Dies klappte jeweils absolut problemlos. Vor kurzer Zeit wurde ihm 
angeboten, auf eine gelockerte Station verlegt zu werden, was er dankbar annahm, da er das Ziel hat, 
voran zu kommen und sich weiter zu entwickeln. Er verabschiedete sich von unserer Station mit 
einem weinenden Auge, da er zu jedem vom Personal oder den Behandlern einen guten Bezug 
aufgebaut hat. 
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Anhörung zu dem Gesetzentwurf der Landesregierung für ein Zweites 

Gesetz zur Änderung des Maßregelvollzugsgesetzes 

-Drucks. 19/1195-; schriftlich und mündlich 

 

 
Sehr geehrte Frau Vorsitzende, sehr geehrte Damen und Herren, 
 
wie bereits am 11.02.2015 mitgeteilt, bin ich terminlich verhindert und kann an der 
Anhörung nicht teilnehmen. 
Aus Sicht der Allgemeinpsychiatrie habe ich keine grundsätzlichen Einwände 
gegen den Gesetzentwurf. Zu Details sollten allerdings die ärztlichen Direktoren 
der Maßregelvollzugskliniken befragt werden. Ich erlaube mir allerdings den Hin-
weis, dass die Entwicklung eines hessischen Psychisch-Kranken-Hilfe-Gesetzes 
ebenso dringlich ist wie die Änderung des Maßregelvollzugsgesetzes und die 
Allgemeinpsychiatrischen Kliniken ebenso dringend Rechtssicherheit benötigen 
wie die Maßregelvollzugskliniken. 
 
 
Mit freundlichen Grüßen 
 
 
 
 
Dr. Rolf  S p e i e r 
Ärztlicher Direktor 
 
 
 
 
 
 
 

An die  
Vorsitzende des Sozial- und  
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